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Der mue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von Escher und Usteri.

4Z.
Montag, den z o Juni l 800. Erstes Qnartal. Den i l Meßidol

Gestzgebung.

Senat, 20. Juni.
(Fortsetzung.)

Fortsetzung des Gesetzes über den Blutzug.

In Erwägung, daß das Blutzugrecht sogar die

Sitten der Burger verdarb, indem es keinen Betrug
gab, dessen man sich nicht bediente, um demselben

auszuweichen, ohne sich sogar durch den Eid abschrecken

zu lassen, der in mehrcr» Fällen vorgeschrieben war;
In Erwägung, daß dieses Blutzugrecht an und

für sich selbsi ungerecht war, da es durch die Ver-
Minderung des Werths der Güter für den Eigenthümer
eine Art von Aussage zu Gunsten seiner Verwandten
wurde;

In Erwägung, daß der Staat dadurch in verschie-

deuer Hinsicht Schaden litt; sey es durch die Ein-
schränkuug, die die Handänderung der unbeweglichen

Guter dadurch erlitt; sey es durch den Nachtheil,
der daraus für den Landbau entstand; indem der

Käufer nichts wichtiges auf seinem Grundstück während
der ganzen Zeit vornehmen konnte, welche das Gesetz

zur Ausübung dieses Zugrechts vorschrieb, — hat der
grosse Rath nach erklärter Dringlichkeit beschlossen:

1. Das Vlutzugrechr ist von nun an in ganz Hel-
vctien adgeschast.

2. Dieses Gesetz soll gedruckt, öffentlich bekannt ge-

macht und wo es nöthig ist, angeschlagen worden.
W e g m a n n als abgehender Secretär erstattet einen

befriedigenden Bericht über den Zustand der Canzley.

Caglioni erhält für 2 Monat Urlaub.

Senat, 21. I u n i.
Präsident: Usteri.

Die Discussion über den Constitutionsabschnitt, der
von der richterlichen Gewalt handelt, wird fortgesezt.

s VIII.

K u bli stimt zum Gutachten der Commission. Lü-
thi selbst findet, daß für Criminalfälle kein Oberge-
richtshof nothwendig sey; für Civilhändel aber sind
zunächst die Friedensgerichte vorhanden, und die Be»
zirksgerichte sind Appellationstribunale. Cassationen
will er nicht zugeben; es wäre dieses nur der Intri-
gue cin weites Feld geöffnet. Man kann wenigstens
nun den Versuch machen, ob es ohne einen Oberge»
richtshof nicht besser als bisdahin mit einem solchen,
gehen wird.

G enhard erklärt sich für ein Obergericht, und
verlangt Rükweisung an die Commission.

Schwaller will schriftlichen Bericht von der
Minorität, und Rükweisung an die Commission.

LütHi v. So l. erwiedert, sein Bericht sey sthr
kurz, er verlange ein Central. Appellalionsgericht.

Cran er widerjezt sich aller Vertagung
Meyer v. A r au möchte gern einen Obergerichts»

Hof, aber es wäre unmöglich, daß ein solcher für die

ganze Republik hinreichen könnte; er möchte einen für
die italienische, einen ander» für die französische und

; oder 4 für die deutsche Schweiz, vorschlagen.
G en hard glaubt nicht, daß der Geschäfte eine

so grosse Menge seyn werde.

Barras findet, daß was die Commission vor-
schlägt, dem Grundsatz der Einheil der Republik ge,
rade zuwider laufe; die Souverainitäc beruhet eben
so sehr auf der Gebung, als ans der Vollziehung
des Gesetzes. — Er möchte jedem Viertheil gestatten,
ein Gericht erster Instanz zu haben, wenn es solches
wünscht; es kann dieß unbedenklich geschehen, indem
der Staat diese Gerichte nicht bezahlt.

Lasse ch ere glaubt, die vollkommene Einheit der
richterlichen Gewalt in der Republik könnte sehr ge»

fährlich seyn; und weder in Monarchien noch in der
französischen Constitution von >79?, habe man diese

Einheit für nothwendig gehalten; er möchte Hingegen



von jedem Kreisgerichte, an eines der z nächstgele-

genen, Appellation gestatten, und dazu verlangt er
Rükweisung an die Commißion.

Crauer wiederholt seine Meynung.
Die Rükweisung an die Commißion wird verworfen.
Carl verlangt nun, daß anstatt des Alters von

40 Iahren, für den Friedensrichter nur jenes von
zo, Iahren, festgesetzt werde.

Dieser Antrag, und die Abfassung der Commißion
werden angenommen.

Der Präsident theilt folgendes, an ihn gerichtetes
Schreiben, des Präsidenten des Vollziehungsausschus-
ses, mit:

-, Der Vollziehungsausfchuß erhält so eben von dem

im Innern Helvetiens commandirenden General, die

Abschrift einer zwischen den Obergeneralen der östrei-

chifchen und fränkischen Armeen in Italien, abgeschlos-

jenen Vcrkoinniß.
»Die Ereignisse, die derselben vorher giengen, die

Artikel, so sie enthält, und die Folgen, so sie ohne

Zweifel haben wird, sind zu wichtig, um daß sich

der Vollziehnngsausschuß nicht beeilen sollte, Ihnen
solches mitzutheilen. Es erscheint dieselbe, als ein

Vorbotte des Friedens, der für alle Völker fo erwünscht

und für die helvetische Republik so nothwendig ist.

Vertrag zwischen den Oöerfeldherrn der
fränkischen und östreichischen Heere in
Italien.

5.) Es soll ein Waffenstillstand und Eürstcllung der

Feindseligkeiten zwischen dem Kriegsheer Ihrer
kaiserlichen Majestät und dem Kriegsherr der frän-
kischen Republik-, in Italien bestehen, bis eine

Antwort vom Wicncrhof wird angelangt seyn,

zr.) Das Kriegsheer Sr. kaiserlichen Majestät wird die

Länder zwischen dem Mincio der Fossa Maestra,
und dem Po besitzen das heißt: Peschicra Man-
tua, Borgosiorle, und von da an, das linke Ufer
des Po. auf dessen rechten Ufer aber, allein die

Festung Ferrara.
5.) Das kaiserl. Heer wird gleichfalls Toskaua und

Ancona besetzt halten.

4 Das fränkische Heer wird das Land zwischen der'
Clause. CCHiufa), dem Oglio-und, Po-Fluß be-

setzen:

5.)' Das Land zwischen, der Clause und dem Mincio,
wird von keinen Truppen besetzt werden. Das Heer

Sr. kaiserl. Maj., wird. die. Lebensrnittel aus den-

jcnigen Gegenden beziehen, welche zum Herzogthum
Maniua gehörten; und daS fränkische Heer aus
den Gegenden, die zur Provinz Peschicra gcr'ech-

net wurden.

6.) Die Burgvestcn von Alexandria, Tortona, May-
land, Turin, Pizzichetone, Arona und Piacenza,
sollen dem fränkischen Heer vom 27stcn Präreal
(-6. Irin.) bis zum ersten Meßidor (20. Juni)
übergeben werden.

7.) Die Besten von Com, Ceva, Savona, die Stadt
Genua, vom 1. bis zum 4, Meßidor.

8.) Die Veste Urbin, vom 4. bis zum 6. Meßidor.
9.) DaS schwere Gcschüz in den verschiedenen Plätzen

soll folgendermassen vertheilt werden:
a) Alle Stücke von östreichischem Kaliber und Guß,

gehören dem östreichischen Heere zu.

b) Die von italienischen, pieniontesischen und fränki-
scheu Kaliber und Guß, dem fränk. Heere.

c) Der Mundvorralh wird zu gleichen Theilen ver-
theilt; ein Theil der Verfügung des obersten

Kriegskommissärs des fränkischen Heers, und der
andere Theil der Verfügung des obersten Kriegs-
kommissärs des östreichischen Heeres, überlassen

werden.

zo») Die verschiedenen Besatzungen werden sämtlich
mit allen kriegerischen Ehren ausziehen, und sich

mit Massen und Gcpäk, auf dem nächsten Wege
nach Mantna begeben.

ri.) Das östreichische Heer wird sich über Piacenza,
in drey Colonnen, nach Mantna begeben; die

erste wird vom 2 7sten Praireal, bis zum ersten

Meßidor, dahin abgehen; die zweyte, vom ersten

Meßidor bis zum 4teu; und die dritte, vom 4.
bis zum 6tcn.

12.)' Die Herren und die Bürger Dcican, Staats-
rath, und Daru, Musterungs-Inspektor, sind zu

Commissarien ernennt, um die Vollziehung dieses

Vertrages zu besorgen swwie die nöthigen Vcr-
zeichn.ffe, die Anschaffung der Lcbensmittel, die

Bestellung des Fuhrwerkes und anderer Gegenstände.

1;.) Niemand darf wegen den, dem östreichischen

Heere geleisteten Dienste, oder wegen politischen

Meynungen mlßhandckt werden. Der Obcrgeueral
des östreichischen Heers, wird- alle diejenigen los-

geben, welche in der cisalpinischen Republik we-

gen politischen Meynungen cingcstekt worden, und

sich noch in den unter seinen Befehlen, stehenden^

Vcstnng.en befinden..



i4.) Die Antwort von Wien mag ausfallen wie sie

will, so darf doch keines der gegenseitigen Heere

das andere angreifen, ohne dasselbe zehn Tage
vorher davon zu benachrichtigen.

Gegeben in Alexandricn 17. Praireal, (16. Irin.
achten Jahrs.

Berthier, Obergen. der frank. Armee.

Mela s, Obergen. der östr. Armee.

Die Verlefung wird von lebhaftem Bcysallklalschen
begleitet.

Vodm er kann eine Bemerkung, welche diese

wunderbaren Siege in ihm erregen, nicht zurükhalren;
der grosse Heerführer Jofua, muß nnthwendig sich

bey Bonapartes und Massena's Armeen befinden.

(Die Fortsetzung folgt.)

Man niqfaltigkeiten.
An die Bürger Helvetiens.

Es ist nothwendig die Gesetzgebung durch die össent-

liehe Stimme auf einen wichtigen Fehler des peinlichen

Gesetzes aufmerksam z» machen, der zwar nur auf
einer Ucberfttzungsnachläßigkeit beruht, allein dennoch

das Leben, die Freyheit und die Ehre
der Burg er selbst in Ausübung ihrer
konstitutionellen Rechte in Gefahr se tz c n

kann 1) und deßwegen eine öffentliche Rüge verdient.
Nach dem §. 86 deS Criminalgesctzes der fränkischen

1) Ein Thatbcweis dafür ist die Anklage, welche die

Negierung nach der dießfälligm Einladung der gesezg.

Räthe gegen die Schrift des Pfr. Schweizers ma-
chen ließ; gegen eine Schrift, wodurch derselbe

die Bürger seines Cantons, keineswegs zur
Empörung, sondern zu Adressen an die obersten

Gewalten, für Abhilf der Uebel, der Anarchie,
die das Vaterland drücken, eingeladen hat, welches
doch gewiß wederein Staatsverbrechen, noch ein
frevelhaftes und g e w al lt h ä t i g e s Un-
ternehmen ist. Freylich waren die Mittel,
die er dicßfalls vorschlug, v crfa ssu n gâw i d r i g;
allein sie waren dieß keineswegs mehr als die Mit-
tel, welche sich die gesetzgebenden Räthe am 7. Jan.
wirklich in Ausübung zu setzen erlaubt haben. Ucbri-
gens war dergleichen unqeschtckter patriotischer Eifer,
wie in dieser Klage erscheint schon vor i8°o Iah-
rcn bekannt: Man hieß es damals Mücken sie-
g-en und C.ameele Verschlüssen.-

°

Republik, welches die dermalige Gesetzgebung nach
dem Decrct auch für Helveticn angenommen hat,
heißt der §. 8^ des helvetischen Gesetzes:

î Toutes Loospiralions, ou attentats, pour em--

pecker la réunion ou pour operer la rüllolution du'

(lorps législatif, ou pour empêcher par force ou vio-
lence la liberté âe les délibérations, feront punis de

mort.
Der deutsche Tcpt dieses §. heißt hingegen."
»Jede Verschwörung oder jedes Untern eh;

men, um den Zusammentritt der gesetzgebenden Räthe
zu hindern, oder derselben Auflösung z» bewirken,
oder durch Gewalt und Zwang die Freyheit"
in ihren Berathschlagungen zu hindern, wird mit denn

Tode bestraft. "
Anstalt also, daß die Uebersttziing eben so, wie'

das Original und dessen ganzer Context zeiget, nur
Gewaltsamkeit oder ein kühn aewaltsa-
m es Unternehmen, um die Auflösung der Ge-

fttzgebuug zu bewirken, für ein Staatsverbrechen be-

zeichnen sollte, erklärt dieselbe auch Motionen, die-

für diese Auflösung gemacht worden sind, und alle'
Adressen der Bürger, die dafür eingegeben werden

ferner auch das durch den 7. Jenner vereitelte dießsallige-'

Vorhaben der drey Exdircktorcn, so wie eine Einla;
dung des Pfr. Scyweizer im Canton Zürich zu der-'

gleichen Adressen, alles für C a p i t a l v e r b r e ch e n,
weil alles dieses Unternehmen für die Auf--
lösnng der gesetzgebenden Räthe, obwohl'
sonst Handlungen sind, die ganz auf den Grundsätzen'
der Constitution und der Freyheit beruhen.

Dieses sehr auffallende Versehen der Gesetzgebung,-

wodurch die Ucdersetzung einen, dem Gesetz selbst und'
seinem Zweck und Inhalt durchaus widersprechenden'

Sinn erhält, 2) der, wie die Erfahrung schon jezt

zeigt, nicht nur unerfahrne Richter irre sichren, son--

dern auch von dem Partheyhaß, der Rache und dem

Jakobiner-Patriotismus schändlich mißbraucht werden«

kann, erfodert allerdings die öffentliche Ausmcrksamkeiti.

Ich fordere daher die öffentliche Stimme und be--

sonders die politischen Schriftsteller der Schweiz- zur"
öffentlichen Rüge dieses Fehlers auf, um, wenn auch'
die pflichtmäßig dringliche Verbesserung desselben vom

2) Genau den tyrannischen Sinn, auf welchem daKt

ungerechte und empörende Verfahren der Zürcher--
schcn Regierung gegen die Gemeinde Stasm Mu

Jahr 179; beruht hat..
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